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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht
11. Übungsaufgabe VFA-K 2000/2003 (Auer der Häuslebauer)

I. Verwaltungsakte

	Art. 35 Satz 1 BayVwVfG

	Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme,
	nicht: Grundstückskauf (1.)
= privatrechtlich (§§ 433 ff. BGB)

	die eine Behörde
	Art. 1 Abs. 2 BayVwVfG

	zur Regelung

eines Einzelfalls
	nicht: B-Plan (2.) = (abstrakt-generelle) Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB), bloße

Bestätigung eines Verwaltungsakts (6.)

	auf dem Gebiet des

öffentlichen Rechts
trifft
	Verwaltungsrecht (nicht: Privatrecht,

Völkerrecht, Staats- und Verfassungsrecht, Strafrecht, Prozessrecht, Kirchenrecht)

	und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.
	nicht: gemeindliches Einvernehmen (3.)
= verwaltungsinterne

Mitwirkungshandlung


	Um Verwaltungsakte handelt es sich demgegenüber bei der Baugenehmigung (4.), der mündlichen Baueinstellung (5.), der Rückbauverfügung nebst Kostenentscheidung (6.), der verkehrsrechtlichen Anordnung (7.) und dem Beitragsbescheid (8.)
.


II. Im Speziellen und im Besonderen

	Spezielles Recht verdrängt allgemeines Recht

	Art. 72 Abs. 2

Satz 1 BayBO
	Art. 1 Abs. 1

Satz 1 BayVwVfG
	Art. 37 Abs. 2

Satz 1 BayVwVfG

	Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; Art. 3 a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes findet keine Anwendung.
	Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden des Freistaates Bayern ..., soweit nicht Rechtsvorschriften des Freistaates Bayern inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen enthalten.
	Ein Verwaltungsakt kann schriftlich,

elektronisch, mündlich oder

in anderer Weise erlassen werden.


III. Des einen Freud – des andern Leid

	Baugenehmigung (s.o. I.4.)

	Antragsteller Auer:

begünstigend (Baurecht)
	Nachbar West:

belastend (Bebauung)


IV. Eingriff, Leistung und Planung

	Eingriffsverwaltung
	Leistungsverwaltung
	Planungsverwaltung

	(Ordnender) Eingriff

in Rechtspositionen

des Bürgers (minus)
	Gewährung neuer oder

Erhöhung bereits bestehender Rechtspositionen (plus)
	Flächennutzungs- und

Bebauungspläne, Planfeststellung (minus / plus)

	Einstellungs- und

Beseitigungsbescheid (I.6.),

Beitragsbescheid (I.8.)
	Baugenehmigung (I.4.)
	B-Plan (I.2.)


V. Verquere Gewalt

	Horizontale Gewaltenteilung

(vgl. Art. 20 Abs. 2 f. GG):
	Vertikale Gewaltenteilung

(vgl. Art. 20 Abs. 1 GG)

	Verwaltung (Exekutive)
	Kommunale Selbstverwaltung


VI. Träger der Verwaltung

	Gemeinde Schönberg
	Gebietskörperschaft (Art. 1 GO)

= Träger der Verwaltung

	Zweckverband Isener Gruppe
	Körperschaft des öffentlichen Rechts (Art. 2 Abs. 3 Satz 1 KommZG) = Träger der Verwaltung

	Landratsamt Mühlhausen
	nur Behörde, Träger der Verwaltung = Freistaat

Bayern oder Landkreis Mühlhausen (Art. 37 LkrO)


� 	So das BVerwG in ständiger Rechtsprechung (vgl. Ernst/Zinkahn/Bielenberg, Kommentar zum BauGB, Rd.Nr. 15 zu § 36: „Als verwaltungsinterne Maßnahme ohne Außenwirkung bedeutet die Erteilung oder Versagung des Einvernehmens weder gegenüber der Baubehörde noch gegenüber dem Bauantragsteller einen Verwaltungsakt. Nicht die Gemeinde als mitwirkungsberechtigte Behörde, sondern die Baugenehmigungsbehörde trifft gegenüber dem Bürger die Entscheidung durch Verwaltungsakt. Durch die Rechtswirkung des Einvernehmens kann die Gemeinde zwar die Erteilung einer bestimmten Baugenehmigung verhindern; sie hat jedoch mit dem Einvernehmenserfordernis keine Befugnis, eine verbindliche positive Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben zu treffen.“


� 	Hier bestimmt sich das Vorliegen eines Verwaltungsakts nach Art. 10 Nr. 1, 13 Abs. 1 Nr. 3 lit. b KAG i.V.m. § 118 Satz 1 AO.
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